
Gemeinden müssen Mehrkosten 
für Rettungsdienste mittragen
PARLAMENT Regierung lehnt Änderung des CGDIS-Finanzierungsmodus ab
Lucien Montebrusco

Einen anderen Verteilungs-
schlüssel Staat-Regierung 
bei der CGDIS-Finanzierung 
wird es nicht geben. Das hat 
Innenministerin Taina Boffer-
ding (LSAP) gestern im Parla-
ment gesagt. Eine planmäßige 
Verteuerung des Rettungs-
dienstes macht den Ge-
meinden zu schaffen.

Mit der Schaffung des „Corps 
grand-ducal d’incendie et de se-
cours“ (CGDIS) im Jahr 2018 
wurde das Feuerwehr- und 
Rettungswesen grundlegend re-
formiert und damit eine seit Jahr-
zehnten geführte Diskussion 
abgeschlossen. Eine Neuauf-
stellung war angesichts einer ste-
tig wachsenden Bevölkerungszahl 
bei gleichzeitigem Rückgang der 
Verfügbarkeit der freiwilligen 
Rettungshelfer notwendig ge-
worden.

Nicht zum Nulltarif
Finanziert wird das CGDIS in glei-
chen Teilen von den Gemeinden 
und vom Staat. Doch die Kosten 
sollen in den kommenden Jahren 
steigen und damit auch der Bei-
trag der Gemeinden. Die Rede ist 
von acht Prozent pro Jahr. Mehr-
kosten verursacht insbesondere 
die zusätzliche Rekrutierung 
von jährlich 50 Berufsfeuerwehr-
leuten. Der Anfang März den 
Gemeinden vorgelegte Natio-
nale Plan zur Organisation der 
Rettungsdienste (PNOS) definiert 
die Ziele, die das Rettungswesen 
bis 2025 erreichen will. Das wich-
tigste davon: 95 Prozent der Be-
völkerung garantieren, dass Hilfe 
spätestens 15 Minuten nach Ein-
gehen des Notrufs eintrifft. Dazu 
soll die Zahl der festangestellten 
CGDIS-Mitarbeiter auf 1.500 an-
gehoben werden. Gleichzeitig sind 
rund 4.000 ehrenamtliche Helfer 
erfordert. Der Dachverband der 
Gemeinden, Syvicol, kritisiert die 

zusätzliche finanzielle Belastung, 
die durch zusätzliche Personalein-
stellungen entsteht.

Der PNOS und insbesondere 
die wachsenden Kosten waren 
gestern Gegenstand einer Aktuali-
tätsdebatte im Parlament. Sie 
war vom CSV-Abgeordneten 
Marc Lies beantragt worden. Kei-
ner der Diskussionsteilnehmer 
sollte die Zielsetzungen des 
PNOS infrage stellen. Doch ins-
besondere die Opposition verwies 
auf die derzeitigen finanziellen, 
Pandemie-bedingten Probleme 
der Gemeinden. Ob sich Innen-
ministerin Taina Bofferding einen 
anderen Verteilungsschlüssel 
Staat-Gemeinden vorstellen 
könne, wollte Lies wissen. Der 
„député-maire“ von Hesperingen 
wünschte sich des Weiteren den 
Verbleib des SAMU Luxembourg 
2, eines der zwei notärztlichen 
Rettungsdienste der Hauptstadt, 

in seiner Gemeinde. Der Dienst 
soll in Bälde in das neue Zent-
rum des CGDIS am Kreisverkehr 
Gluck umziehen. Eine zufrieden-
stellende Antwort sollte Lies 
weder in der einen noch in der an-
deren Frage bekommen. 

Das Parlament habe die Reform 
des Rettungswesens einstimmig 
beschlossen, erinnerte der DP-Ab-
geordnete Max Hahn. Von An-
fang an sei klar gewesen, dass ein 
wirkungsvolles Rettungswesen 
kostspielig sei und die Ausgaben 
steigen würden. Professionali-
sierung sei nun mal nicht zum 
Nulltarif erhältlich. Mit der Re-
form habe sich die Lage wesent-
lich verbessert, ergänzte Simone 
Asselborn-Bintz (LSAP). Ohne 
sie hätten die Gemeinden wohl 
tiefer in die Tasche greifen müs-
sen, um ihren Bürgern ein gutes 
Rettungswesen zu garantieren. 
Aus Kostengründen stärker auf 

Freiwillige zurückzugreifen sei der 
falsche Weg. Man könne sich stei-
gende Ausgaben durchaus leisten, 
so die „deputé-maire“ von Sanem. 
Die LSAP bevorzuge eine Politik, 
die Geld statt Leben koste. 

Mehrkosten für den Staat?
Die CGDIS-Leute sind nicht nur 
bei Unfällen die ersten vor Ort. 
Zunehmend gebraucht werden 
sie bei außergewöhnlichen Ein-
sätzen wie bei Naturkatastro-
phen oder den sich häufenden 
Verschmutzungen von Bächen 
und Flüssen. Darauf verwies 
Marc Hansen („déi gréng“). Dazu 
bräuchte man jedoch zusätzliche 
Kapazitäten und Kompetenzen. 
Allein in Material zu investieren 
reiche nicht. Eine Einschätzung, 
die Marc Baum teilte. Gleichzeitig 
forderte der Abgeordnete von „déi 

Lénk“ eine bessere Anerkennung 
der Freiwilligen. 

Eine einfache Lösung für das 
Problem Mehrkosten schlug 
Piratenabgeordnete Marc Go-
ergen vor: Der Staat solle dafür 
aufkommen. Doch daran denkt 
Innenministerin Taina Boffer-
ding nicht. Das CGDIS befinde 
sich noch immer im Aufbau. Der 
PNOS gebe die zu erreichenden 
Ziele vor und beschreibe die da-
zu benötigten Mittel für Personal 
und Infrastruktur. Dabei führe 
man jedoch keine Diskussion 
über ein „nice to have“. Es gehe 
um die Rettung von Menschen in 
der Not. Und da zähle jede Minu-
te, so die Ministerin. 

Die Kostensteigerung erklärte 
Bofferding auch mit verstärkten 
Anstrengungen im Bereich Prä-
vention etwa beim Brandschutz, 
wo die Expertise des CGDIS bei 
Bauprojekten gefordert ist. Es soll 
beim Verteilungsschlüssel 50/50 
zwischen Gemeinden und Staat 
bleiben. Unterm Strich sei der 
Anteil der Kommunen am Bud-
get des CGDIS weit geringer, be-
tonte Boffering. Nicht sämtliche 
Ausgaben der Rettungsdienste 
würden von den Gemeinden ko-
finanziert. So übernehme der 
Staat alle Ausgaben für den 
SAMU, für die Feuerwehr auf Fin-
del und für internationale Missio-
nen.

Das Gesamtbudget des CGDIS 
beläuft sich 2021 auf 133 Millio-
nen Euro. Die Gemeinden steu-
ern rund 26 Millionen Euro bei, 
präzisierte Lydie Polfer, DP-Ab-
geordnete und als Bürgermeisterin 
der Hauptstadt Präsidentin des 
CGDIS. Genauso viel der Staat. 
Weitere 43 Millionen stammen 
aus den Mehrwertsteuerein-
nahmen. Andere Finanzierungs-
quellen sind u.a. die vom CGDIS 
in Rechnung gestellten Einsätze.

Etwaige Unstimmigkeiten will 
Innenministerin Bofferding bei 
einem Treffen mit dem Syvicol 
und dem CGDIS ausräumen. 
Der PNOS soll noch vor Sommer 
in Kraft treten.

Die Zielsetzung des Nationalen Plans zur Organisation der Rettungsdienste wurde von keinem 
infrage gestellt, lediglich bei der Finanzierung gab es Meinungsverschiedenheiten
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Viel Betroffenheit, kaum konkrete Lösungen
PARLAMENT Deputierte über fehlende staatliche Finanzkontrolle in den Krankenhäusern
Lucien Montebrusco

Luxemburgs Krankenhäuser 
werden fast vollständig aus 
öffentlichen Mitteln finanziert, 
sei es aus der Staatskasse 
oder durch die CNS, die ihrer-
seits aus den Beiträgen der 
Versicherten, Unternehmen 
und des Staats gespeist wird. 
Doch wie diese Milliardenbei-
träge konkret verwendet wer-
den, wird quasi nicht kontrol-
liert. Das ist eines der Ergeb-
nisse der Aktualitätsdebatte, 
die gestern im Parlament auf 
Initiative von „déi Lénk“ statt-
fand. Wie dem entgegen-
gewirkt werden könnte, bleibt 
jedoch weiterhin unklar.

Das HRS-Krankenhaus auf Kirch-
berg, genauer seine Führungs-
riege, sorgte in den vergangenen 
Wochen für etliche Negativschlag-
zeilen: Impfdrängler, der Versuch, 
Covid-Impfstoffe an den öffentli-
chen Kanälen vorbei zu organisie-

ren, Mobbingvorwürfe, Wechsel 
in der medizinischen Chefetage, 
Interessenkonflikt eines Präsi-
denten, dessen Anwaltskanzlei 
dasselbe Haus juristisch berät, 
Aufbau einer Poliklinik ohne Wis-
sen und Zustimmung der Gesund-
heitsbehörden. Diese Vorfälle 
lieferten die Grundlage für die 
gestrige Parlamentsdebatte über 
die Führung von Luxemburgs 
Krankenhäuser und die besse-
re Kontrolle bei der Nutzung öf-
fentlicher Gelder. Gelegenheit für 
alle Seite, sich in Betroffenheit 
zu üben. Da ging die Rede von 
„Impfschmarotzern“, von „No-
Gos“, von „unannehmbaren Vor-
gängen“.

Über eine Milliarde Euro öf-
fentliche Gelder fließen in die 
Krankenhäuser. Der Staat über-
nimmt quasi sämtliche Ausgaben 
bei Neu- und Umbauten. Doch 
jedes Haus hat seine eigene juristi-
sche Grundlage. Das CHL ist eine 
öffentlich-rechtliche Einrichtung, 
das CHEM eine Stiftung, die 

HRS-Gruppe eine Aktiengesell-
schaft. Ziel einer AG sei das Er-
wirtschaften von Gewinn, so der 
„déi Lénk“-Abgeordnete Marc 
Baum. Die öffentliche Gesund-
heit dürfte jedoch nicht Privat-
interessen dienen. Sein Vorschlag: 
Sämtliche Krankenhäuser soll-
ten als öffentlich-rechtliche Ein-
richtungen betrieben werden.

Der Sprecher der Piratenpartei 
Sven Clement ging noch wei-
ter und regte die Schaffung einer 
einzigen großen Struktur mit 
mehreren Filialen und lokalen Di-
rektionen an, was die Kontrolle 
des Staates über die Verwendung 
der öffentlichen Mittel erleichtere. 
Denn von einer wirksamen Kont-
rolle ist man weit entfernt. Zwar 
entsendet die Regierung einen 
Regierungskommissar in die ver-
schiedenen Verwaltungsräte, doch 
allzu viel bewirken und prüfen 
kann dieser nicht. Dessen Rolle 
bestehe vor allem darin, die Um-
setzung des Spitalgesetzes zu prü-
fen, musste Gesundheitsministerin 

Paulette Lenert eingestehen. Man 
müsse sich fragen, ob das reicht.

Etliche Missstände
Den Überblick erschwert auch der 
aktuelle Finanzierungsmodus. So 
stellt die Gesundheitskasse CNS 
den einzelnen Häusern einen glo-
balen Finanzrahmen bereit. Was 
jedoch damit im Einzelnen erfolgt, 
bleibt unklar. Das dürfe keine 
Blackbox sein, meinte der CSV-
Abgeordnete Claude Wiseler. Ein 
rezenter Bericht des Rechnungs-
hofes habe etliche Missstände 
bei der Nutzung öffentlicher Gel-
der offengelegt. Die Rolle des 
Regierungskommissars in den 
Verwaltungsräten müsse über-
dacht werden. Da bestehe Nach-
holbedarf, stimmte Gusty Graas 
(DP) zu. Dieser sollte jedoch auch 
regelmäßig berichten.

Meinungsunterschiede waren 
gestern im Parlament demnach 
kaum zu vernehmen. Das all-

gemeine Interesse, der öffent-
liche Auftrag im Interesse der 
Patienten, müsse in den Spitälern 
prioritär sein, forderte Mars di 
Bartolomeo, langjähriger Gesund-
heitsminister. Juristische Spiel-
chen und übermäßige Egos hätten 
da nichts verloren. Statt eines 
Regierungskommissars forderte er 
die Schaffung eines „Commissa-
riat aux hôpitaux“, das alle Geld-
ströme kontrollieren sollte. Falls 
erfordert müsste dazu das rezen-
te Spitalgesetz diesbezüglich ge-
ändert werden, so Josée Lorsché 
(„déi gréng“). Der Staat müsse 
kontrollieren, ob das Geld dort 
ankommt, wozu es bereitgestellt 
werde, und nicht in Fonds und 
Immobilien oder in Strukturen, 
die eine Zweiklassenmedizin för-
dern.

Zu verbindlichen Aussagen 
zu den verschiedenen Forderun-
gen und Anregungen wollte sich 
Gesundheitsministerin Paulette 
Lenert gestern nicht verleiten las-
sen. 
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